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Warum selbst die Aufklärung in
Frage gestellt werden muss 
Versuch einer Einführung in die Notwendigkeit einer

emanzipatorischen Kritik der Aufklärung 

Herbert Böttcher/Dominic Kloos

Radikale Kritik kann vor nichts halt
machen, auch nicht vor der Aufklärung.
Mit ihren Lobgesängen auf ‚Freiheit,
Gleichheit und Brüderlichkeit’, auf das
mündige Subjekt, seine Erkenntnis und
seinen freien Willen scheint sie als die
Erfüllung aller bisherigen Geschichte. Die
Epoche der Aufklärung des 18. Jahrhun-
derts hat alles schon gesagt. Wir müssen
es nur erfüllen und darin das Projekt der
Philosophie der Aufklärung vollenden.
Warum das nicht so ist und warum gera-
de die Aufklärung zum Gegenstand
emanzipatorischer Kritik werden muss,
versucht dieser Text einführend zu erläu-
tern.

Das mit der Aufklärung verbundene Den-
ken gibt sich allgemeingültig, universell.
So wie sich die Aufklärung den Menschen
denkt, so scheint er auch zu sein, und
zwar ein zu selbstständiger Erkenntnis
freies Subjekt, das sich nicht der Anlei-
tung durch eine Autorität bedienen muss.
Und was dem erkennenden Subjekt recht
ist, kann dem handelnden Subjekt nur
billig sein. Es kann, wenn es will. Die
Grundlage seines Handelns ist sein frei-
er Wille. Nicht zu vergessen die ‚Werte’,
allen voran die Menschenrechte. Auf der
Grundlage der ‚Würde des Menschen’
werden sie als für alle, d.h. universal gül-
tige Werte verkündet. Sie scheinen so uni-

Liebe Leserinnen und Leser des Netz-
Telegramms,

auch in dieser Ausgabe geht es um die
Weiterarbeit an der Neuformulierung
unseres Grundlagenpapiers „Das
Ganze verändern“. Nach der radika-
len Kritik an Mehrwert und Markt, der
Kritik an Arbeit und Staat sowie der
weiblich konnotierten Abspaltung steht
nun die philosophische Grundlage des
warenproduzierenden Patriarchats im
Vordergrund: Die Aufklärung. Nach
einem einführenden Text zur emanzi-
patorischen Kritik der Aufklärung folgt
eine Kurzfassung des Referates von
Daniel Späth bei der letzten Netzver-
sammlung zu eben diesem Thema.
Nach einer kapitalismuskritischen Ein-
ordnung der Freihandelsabkommen
zwischen der EU und USA/Kanada
folgt die theologische Reflexion, in der
die ‚Option für die Armen’ im Zusam-
menhang mit der Trierer Bistumssyno -
de stark gemacht wird.

Wie immer wünsche ich allen viel Verg-
nügen und Erkenntnis bei der Lektü-
re! Anmerkungen und Anregungen von
Mitgliedern und SympathisantInnen
(natürlich auch kritische!) zu den Tex-
ten sind ausdrücklich erwünscht –
dafür vorab besten Dank!

Viele Grüße
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versal gültig, dass in ihrem Namen globale
Kriege geführt werden, um diejenigen in
Schach zu halten, die unaufgeklärten Terror
produzieren und dabei die Menschenrechte
verletzten.

Aufgeklärtes Denken ist aber weder so
unschuldig noch so allgemeingültig, wie es
sich in Schulbüchern und politi-
schen Sonntagsreden gerne gibt.
Es ist das Denken, das die Durch-
setzung des Kapitalismus beglei-
tet und rechtfertigt. Damit ist es
alles andere als universal, son-
dern ausgesprochen partikular.
Es bezieht sich, ohne darüber
Rechenschaft zu geben, auf eine
bestimmte Gesellschaftsform.

Es ist kein Zufall, dass es genau
zu der Zeit seinen Ausgang
nimmt, als der moderne Kapita-
lismus zum Durchbruch kam.
Nach der ‚militärischen Revolu-
tion’ (Geoffrey Parker) im 15. und
16. Jahrhundert und der Entste-
hung der Vorformen des moder-
nen Staates samt militärischer
Streitkräfte sowie verstärkt auf
Geld basierender Gesellschaften
verlief der frühkapitalistische Pro-
zess ‚durch’ den Absolutismus
bis hin zur Industrialisierung.
„Die moderne Wertvergesell-
schaftung begann sich nun auf
ihren eigenen Grundlagen zu ent-
falten, wobei das Aufklärungs-
denken diese zweite Start-up-Pha-
se, die in die wertförmige
Industrialisierung mündete, als
ebenso militante wie affirmative
Zurichtungsideologie begleite-
te.“1

Die sich mit dem Kapitalismus
durchsetzende Moderne
erscheint zwar gegenüber dem
Feudalismus als Befreiung von
personalen Verhältnissen der Abhängigkeit
und Unterwerfung. Sie konstituiert aber ein
neues, nicht personales, sondern ‚sachliches’
Herrschaftsverhältnis: die abstrakte Herr-
schaft der Verwertung des Kapitals. „Die Auf-
klärung in allen ihren Variationen und Ent-
wicklungsstufen hat immer nur diejenigen
Zustände und Erscheinungen einer Kritik
unterzogen, die irgendwie dem zermalmen-
den Rad der Verwertungsbewegung im Wege
standen. Eben deswegen war ihre Kritik an
den vormodernen Zuständen eine Kritik von
Herrschaft nur insofern, als den bisherigen

Herrschaftsformen mangelnde Effizienz und
mangelnde Zugriffsfähigkeit bis ins Innere
der Individuen vorgeworfen wurde. Der
Anfang aufklärerischer Kritik war daher
zugleich das Ende aller Kritik, das Ver-
schwinden von Kritik in der selbstbezügli-
chen Form bürgerlicher Subjektivität. Auf-
klärung wollte eine grundsätzliche Kritik an

Dieses Sachgesetz der Verwertung von Kapi-
tal hat Karl Marx in die Kurzformel G-W-G’
gefasst. Geld (G) wird als Kapital eingesetzt,
um – mittels der Verausgabung von Arbeit
– Waren (W) als Träger von Wert und Mehr-
Wert zu produzieren. Auf dem Markt werden
sie getauscht und in Geld (G) bzw. Mehr-
Geld (G’) zurückverwandelt. Mit dem para-

doxen Begriff des ‚automati-
schen Subjekts’ beschreibt
Marx die widersprüchliche
Wirklichkeit gesellschaftlicher
Verhältnisse, die dem Gesetz
der Verwertung unterworfen
sind. Sie sind Ausdruck eines
blinden Automatismus, der
jedoch eines mit Bewusstsein
ausgestatteten Trägers bedarf.
Schließlich produzieren die
Waren sich nicht selbst, son-
dern durch Handlungen der
Produzenten, also der Hand-
lungsträgerInnen abstrakter
Arbeit. Und sie gehen auch
nicht von selbst auf den Markt,
sondern müssen von bewus-
sten Akteuren dorthin ‚getra-
gen’ werden. Zum Bewusstsein
der Subjekte als Handlungs-
trägerInnen im Verwertungs-
prozess gehört jedoch gerade
nicht das Bewusstsein von dem
gesellschaftlichen Rahmen, in
dem sie handeln. Dieser wird
nicht zum Gegenstand kriti-
scher Reflexion. Das handeln-
de Subjekt handelt im vorge-
gebenen Rahmen eines blinden
Automatismus. Es bleibt auf die
Binnenrationalität des Verwer-
tungsprozesses beschränkt.
Dann aber ist „das ‚automati-
sche Subjekt’ … nichts anderes
als Selbstbewegung der kapi-
talistischen Realkategorien, die
von den Menschen unbewusst
geschaffen wurden und sich
gerade dadurch verselbständigt

bewegen, dass die Individuen in diesen Kate-
gorien ihr Leben vollziehen.“3

Wert- und Subjektform erscheinen als uni-
verselle Bestimmungen gesellschaftlicher
Verhältnisse. Ausgeblendet bleibt dabei, dass
das im Erkennen und Handeln ‚freie Subjekt’
nur innerhalb der Binnenbewegungen kapi-
talistischer Verhältnisse ‚frei’ ist. Damit gehört
eine unauflösbare Aporie zu seiner Konsti-
tution: Es ist einerseits bestimmt durch die
Selbstherrlichkeit seines ‚freien Willens’ und
andererseits in die Objektivität kapitalisti-

Jean-Jacques-François Le Barbier: Déclaration des droits de l'hom-
me et du citoyen (1789)

dieser Form nicht etwa bloß zurückweisen,
sondern geradezu denkunfähig machen.“2

Die Herrschaft des Kapitals geht einher mit
der Abspaltung der weiblich konnotierten
Reproduktion und den mit ihr verbundenen
soziapsychologischen und kulturell symbo-
lischen Momenten. Ohne diese abgespalte-
nen Facetten könnte die kapitalistische Gesell-
schaft nicht existieren. Das ‚Abgespaltene’
bildet also die stumme Voraussetzung der
Unterwerfung unter das Sachgesetz der Ver-
wertung von Kapital.
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scher Vergesellschaftung, die gleichsam zu
seiner ‚zweiten Natur’ geworden ist, einge-
bannt. 

Die Hegelsche Formulierung, dass „Freiheit
die Einsicht in die Notwendigkeit ist“ zeigt
das Gefangensein in diesem ‚eisernen Käfig’
(Max Weber). Solche Freiheit wird zur Selb-
stunterwerfung unter die abstrakte Herrschaft
kapitalistischer Verhältnisse, und zur Selbst-
disziplinierung in den vorausgesetzten For-
men von abstrakter Arbeit, Wert, Geld, Recht,
Staat etc., die als natürlich angesehen wer-
den und gleichursprünglich mit der Abspal-
tung der weiblich konnotierten Elemente der
Reproduktion die Grundlage gesellschaftli-
cher Verhältnisse bilden. Die Aufklärung wird
damit zu einer Rechtfertigung der ‚Reifepro-
zesse’ des patriarchalen Kapitalismus. Sie
„ist so wesentlich eine Ideologie der Selbst-
vergewaltigung und der Selbstunterwerfung
der Individuen unter den versachlichten
Imperativ der ‚zweiten Natur’ gemäß den Kri-
terien der ihnen gegenüber verselbständig-
ten Selbstbewegung der Wertform (Verwer-
tung des Werts)“4.

Im gegenwärtigen Krisenkapitalismus ver-
liert das ‚freie Subjekt’ seine Grundlage, weil
Arbeit als die für die Vermehrung des Kapi-
tals notwendige Substanz weg bricht. Es ist
einem verschärften Konkurrenzkampf aus-
geliefert, der immer neue Anpassungslei-
stungen erfordert. Diese sollen ‚eigenver-
antwortlich’ erbracht werden. Unterwerfung
wird zur Selbstunterwerfung, zur perma-
nenten ‚Selbstoptimierung’ im Interesse indi-
vidueller Anpassung an die Verwertung des
eigenen Humankapitals. Diese Zusammen-
hänge entlarven die Wirklichkeit des ‚freien
Subjekts’ als eines Subjekts, das in seinen
Denk- und Handlungsmöglichkeiten immer
schon an die Rahmenbedingungen der Wert-
Abspaltungsvergesellschaftung gebunden
ist. 

Die Subjektform ist schon im Rahmen des
Geschlechterverhältnisses nicht universal,
sondern männlich, da sie mit der Abspaltung
des Weiblichen einhergeht. Sie ist auch nicht
umfassend (universal) genug, um die Mehr-
zahl der nicht-weißen und nicht-westlichen
Menschen zu erfassen. Sie ist vielmehr in
sich bereits männlich, weiß und westlich und
damit rassistisch bestimmt. Die Konkurrenz
entscheidet darüber, wer in die Subjektform
integrierbar also als Humankapital verwert-
bar und wer ‚überflüssig’ ist. Der sog. west-
liche Universalismus – einschließlich der mit
ihm verbundenen angeblich universalen Men-
schenrechte – begründet ein soziales und

Gegenaufklärung sucht, sollte nicht eigens
betont werden müssen. Es geht vielmehr um
eine Kritik, die über den Kapitalismus hinaus
führen und einer Gesellschaft den Weg bah-
nen will, in der alle Menschen – und zuerst
die ‚Letzten’ – ihre materiellen Bedürfnisse
nach Essen, Trinken, Wohnen usw. befriedi-
gen können und Formen des Zusammenle-
bens schaffen, in denen sie als freie Indivi-
duen oder – wie Marx es formuliert hat – als
‚Verein freier Menschen’ zusammen leben,
die ihr Leben nicht abhängig machen vom
blinden und irrationalen Selbstzweck der Ver-
mehrung des Kapitals, sondern Leben und
Zusammenleben bewusst gestalten und pla-
nen. Das wäre – theologisch gesprochen –
immer noch nicht das Reich Gottes; denn
die Frage nach den Opfern der Geschichte
und alle mit ihr verbundenen metaphysischen
Fragen wären noch ungeklärt. Aber ein
menschlicheres Leben auf der Grundlage der
Befriedigung der materiellen Bedürfnisse und
als ‚Verein freier Menschen’ läge in der Inten-
tion dessen, was in der jüdisch-christlichen
Tradition ‚Reich Gottes und seine Gerech-
tigkeit’ genannt wird.

rassistisches Ausschlussverhältnis. In den
peripheren Weltregionen konnte nur eine
Minderheit zumeist männlicher Eliten an den
‚Segnungen’ der nachholenden Modernisie-
rung teilhaben. Im Scheitern der Moderni-
sierung und der mit ihr verbundenen Inte-
gration in den Weltmarkt werden sowohl die
verwildernden Eliten und ihre Nachkommen
als auch die ‚überflüssig Gemachten’ zur Res-
source, aus denen sich Akteure der Plünde-
rungsökonomien, des Terrors und des Wahn-
sinns rekrutieren. Viele Opfer der
Modernisierungsprozesse hatten während-
dessen nie eine Chance, in die Form der Wert-
Abspaltungsgesellschaft hinein zu kommen.
Nun tragen sie die Hauptlasten des Schei-
terns der Modernisierungsprozesse, vor allem
dann wenn sie zu Opfern des Terrors von
Plünderungsbanden und des islamistischen
Wahnsinns werden. In letzteren begegnen
uns nicht  etwa Gespenster aus einem ‚Jen-
seits’ sog. zivilisierter Werte, sondern Gespen-
ster, die der männlichen, westlichen und
weißen Subjektform und der mit ihr einher-
gehenden crashenden Wert-Abspaltungs-
vergesellschaftung entspringen.

Kritik des Kapitalismus darf sich nicht ein-
fach auf die Kritik eines Wirtschaftssystems
beschränken. Sie muss vielmehr der Form
kapitalistischer Vergesellschaftung, die sich
auf ‚das Ganze’ dieser Vergesellschaftung
bezieht, zum Gegenstand der Kritik machen.
Dazu gehören Staat und Politik, die nicht ein
Gegenüber zur Ökonomie bilden, sondern
mit ihr zusammen eine polare Einheit bilden.
Deshalb macht es wenig Sinn, die Politik
gegen die Ökonomie anzurufen. Ebenso
gehört die Aufklärung als Rechtfertigungsi-
deologie und ideengeschichtliche Grundla-
ge zur kapitalistischen Vergesellschaftung.
Deshalb macht es auch keinen Sinn, die Auf-
klärung als uneingelöstes universales Ver-
sprechen der Verwirklichung universalen
Menschseins anzurufen und ihre Verwirkli-
chung einzufordern. Ebenso wie die politi-
sche Form muss auch die Aufklärung einer
emanzipatorischen Kritik unterzogen wer-
den, die aus dem Gefängnis auszubrechen
versucht, zu dessen Konstitution und Krise
einschließlich ihrer barbarischen Erschei-
nungen die Aufklärung gehört. Einen wesent-
lichen Beitrag dazu hat die letzte Netzver-
sammlung mit dem Referat von Daniel Späth
geleistet. Im Zentrum stand dabei die Kritik
der Philosophie Kants als eines wesentlichen
Vertreters der Aufklärung. 

Dass emanzipatorische Kritik des Kapitalis-
mus und damit einhergehend der Aufklärung
nicht einen Weg zurück in Romantik und

Anmerkungen
1

Robert Kurz, Blutige Vernunft. Essays zur emanzi-
patorischen Kritik der kapitalistischen Moderne und
ihrer westlichen Werte, Bad Honnef 2004, S. 19.
2

Ebd., S. 21.
3

Robert Kurz, Die Substanz des Kapitals. Abstrakte
Arbeit als gesellschaftliche Realmetaphysik und die
absolute innere Schranke des Kapitals. Zweiter Teil,
in: Exit! Krise und Kritik der Warengesellschaft, 2/2005,
S. 209 f.
4

Robert Kurz, Blutige Vernunft, S. 29.

Jakob Schlesinger: Der Philosoph Georg Frie-
drich Wilhelm Hegel (1831)
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Eine emanzipatorische Kritik der Aufklärung am
Beispiel Immanuel Kants Daniel Späth

Kanonen) bewältigen konnten, mobilisierte
der Staat ein territoriales Gebiet, das er qua
Steuern abschröpfen konnte, um diese
Kosten der „Militärischen Revolution“ zu
finanzieren.

Zu diesem Zwecke konstituierte der Staat
eine Zirkulation, also eine Sphäre des Waren-
tauschs, um auf diese Weise die Kosten ein-
treiben zu können. Dieser Prozess lässt sich
sehr genau bestimmen (Anfang des 17. Jahr-
hunderts war diese Zirkulation in den mit-
teleuropäischen Staaten voll entwickelt). Ent-
sprechend kamen zu diesem Zeitpunkt die
Realkategorien (Ware, Geld, Markt) auf, die
es so davor noch nicht gegeben hat. Wich-
tig dabei ist, dass die unter dieser Glocke der
Zirkulation und des Staatsabsolutismus gele-
gene Produktion noch weitgehend feudal war. 

Diese Verselbstständigung der Zirkulation
schlug Anfang des 19. Jahrhunderts in die
Kapitalisierung der Produktion selbst um.
Die Tauschprozesse am Markt und der Pro-
fit durch Kauf und Verkauf führten dazu, dass
immer mehr Menschen ihre Produktion für
die Zirkulation ausrichteten, sodass die ver-
selbstständigte Zirkulation auf die Produkti-
on zurückschlug: Die Produktion begann sich
nun Anfang des 19. Jahrhunderts zu ver-
selbstständigen (vgl. R. Kurz (1999/2009):

Schwarzbuch Kapitalismus. Ein Abgesang
auf die Marktwirtschaft, Frankfurt). 

Es ist keineswegs zufällig, dass diese histo-
rischen Metamorphosen der kapitalistischen
Realkategorien mit dem Zusammenfallen der
beiden Klassen zusammenfiel: Die sich ver-
selbstständigende Zirkulation brachte im
Laufe des 18. Jahrhunderts immer mehr
Unternehmen hervor, die sich alsbald nicht
mehr vom absolutistischen Staat durch des-
sen Steuern schröpfen lassen wollte. Des-
halb favorisierte die Aufklärungsphilosophie,
als Legitimationsideologie dieses Wandels,
den freien Markt, um die an der Zirkulation
errungenen Profite selbst einstreichen zu
können. Die Arbeiterklasse hingegen rea-
gierte ihrerseits auf den gesellschaftlichen
Wandel und kaprizierte sich nicht mehr auf
die freie Zirkulation (den freien Markt), son-
dern auf den geplanten Markt durch den
Staat, um auf diese Weise die Ausbeutung
innerhalb der Produktion zu beenden.

2. Die kantische Philosophie als
Zirkulationsideologie
Dementsprechend kann auch begründet wer-
den, warum die kantische Philosophie eine
Philosophie des Zirkulationssubjekts ist. Sie
gibt der aufstrebenden Kapitalistenklasse
damit eine Legitimation („freier und gleicher
Markt“), um sich gegen die Usurpation des
Geldes von Seiten des absolutistischen Staa-
tes abzugrenzen. Und tatsächlich stellt die
kantische „Transzendentalphilosophie“, die
sogenannten drei „Kritiken“ („Kritik der rei-
nen Vernunft“/„Kritik der praktischen Ver-
nunft“/„Kritik der Urteilskraft“), eine solche
Philosophie des Zirkulationssubjektes dar,
was sich bereits an ihrem Aufbau zeigt.

So dreht sich die „Kritik der reinen Vernunft“
um die Frage „Wie kommt das Werturteil des
Geldbesitzers über die am Markt zirkulie-
renden Waren zustande?“, die „Kritik der
praktischen Vernunft“ wiederum mit derje-
nigen „Wie kommt eine moralische Hand-
lung im Kaufakt zustande?“, während die

1. Zum historischen
Bedingungszusammenhang der
kantischen Philosophie

Im traditionellen Arbeiterbewegungsmarxis-
mus wurden die Kategorien der Marxschen
Kapitalkritik (Wert, Ware, Geld usw.) vorwie-
gend ahistorisch aufgefasst – eine Ontolo-
gisierung des Kapitalismus, die im Linksra-
dikalismus bis heute anhält. Robert Kurz hat
vor allem in seinem posthum erschienen
Buch „Geld ohne Wert“ diesen Schein der
Ahistorizität zu durchbrechen versucht.
Anhand einer ausführlichen Rekonstruktion
des Kapitalverhältnisses kommt er zu dem
Schluss, dass die historische Genese des
Kapitals nicht mit der kategorialen Reihung
des Marxschen Kapitals zusammenfällt, das
sich ja wesentlich um den „Gang in sich“
(Marx) des Kapitals dreht, nicht um dessen
historische Entstehung.

Dabei ist mit Robert Kurz festzuhalten, dass
der Kapitalismus mit der „Militärischen Revo-
lution“ Ende des 14./Anfang des 15. Jahr-
hunderts einsetzt. Um die militärische Revo-
lution finanzieren zu können, entstand eine
der ehedem feudal organisierten Gesell-
schaftsstruktur fremde Instanz – der abso-
lutistische Staat. Weil die feudale Reproduk-
tion weder Infrastruktur noch Produktion der
neuen Kriegstechnologie (Feuerwaffen und

Im November 2014 hielt Daniel Späth, Redakteur der Zeitschrift Exit!, bei der
Netzversammlung einen Vortrag zur emanzipatorischen Aufklärungskritik am
Beispiel Immanuel Kants. Der gut einstündige Vortrag kann auf der Webseite
des Netzes nachgehört werden. Die folgenden Zeilen stellen die Rohfassung
dieses Vortrags dar und sind sehr voraussetzungsvoll. Die ausführliche Argu-
mentation samt dem Beleg mit Zitaten Kants findet sich in drei Texten der Zeit-
schrift „Exit! Krise und Kritik der Warengesellschaft“. Sie tragen den Titel: „Das
Elend der Aufklärung. Antisemitismus, Rassismus und Sexismus bei Immanu-
el Kant“ (Exit! 8 (2011), S. 45-78; Exit! 9 (2012), S. 152-175; Exit! 10 (2012), S. 208-
249). 

Artilleriekolonne, aus Liebe, Georg: Soldat und
Waffenhandwerk, Leipzig 1899, aus Solms,
Kriegsbuch 1559–60
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Dadurch regrediere das Subjekt auf eine bloß
sinnliche Wahrnehmung, eben auf eine
begriffslose Anschauung. Diese begriffslose
Anschauung ist die Grundstruktur des kan-
tischen Rassismus, als Ideologie der Natur-
verfallenheit. Genauso wird Kant aber von
dem Problem umhergetrieben, dass es einen
anschauungslosen Begriff geben könne, also
der Begriff seinen Bezug auf die Sinnlichkeit
verliert. Diese Mär eines Begriffs, dem jed-
wedes Naturmoment verlustig geht, drückt
sich im kantischen Antisemitismus aus, der
Gefahr der Hyperkultivierung.

4. Identitätslogik und Ideologie: Die
„Kritik der praktischen Vernunft“
(KdpV)
Auch in der „KdpV“ erfolgt aus der Iden-
titätslogik der Handlung gleichursprünglich
eine ideologische Verarbeitung derselben bei
Kant. So postuliert er die Identität der Hand-
lung, wenn ihre Form des Willens („katego-
rische Imperativ“ oder die legale Gesetzes-
förmigkeit) mit der Materie (Maxime als
Vermittlung des materiellen Bestimmungs-
grundes der Handlung) kongruent ist. Eine
moralische Handlung ist nach Kant eine, die
die äußere Gesetzesform verinnerlicht, also
sich zur innerlichen Maxime macht.

Jedoch resultiert aus dieser Identitätsfassung
der Handlung wiederum ein Widerspruch.
Einerseits sieht Kant das Problem, dass eine
Maxime ihre Prägung durch die äußere Geset-
zesform verliert. Sie entschlägt sich somit
dem Prozess der Kultivierung und fällt in die
sinnliche Natürlichkeit zurück. Die willenlo-
se Maxime ist auf der Ebene der praktischen
bzw. politischen Philosophie der Ausgangs-
punkt des kantischen Rassismus, da es vor
allem schwarze Menschen seien, die derart
rechtslos existieren würden.

Andererseits könne es auch, so Kant, zu
einem maximenlosen Willen kommen. Wenn

„Kritik der Urteilskraft“ zu ergründen ver-
sucht „Wie entsteht ein ästhetischer Genuss
im Konsum der Ware?“, sodass man/frau
festhalten kann, dass die kantische „Trans-
zendentalphilosophie“ die idealistische Trias
des Zirkulations- oder Geldsubjekts aus-
drückt. 

Denn die Formdynamik von „Werturteil“,
„Warenkauf“ und „Warenkonsum“ umfasst
die von Marx genannte „einfache Zirkulati-
on“, die es als distinkte Sphäre gar nicht gibt.
Sie ist im Gegenteil die Ideologie des Klein-
bürgertums, welches die reale Bewegung des
Kapitals (G – W – G’) in eine friedlich-schied-
liche Angelegenheit der bloßen Bedürfnis-
befriedigung umdefiniert (W – G – W). Damit
verfehlt aber die kantische Philosophie die
reale Bewegung des Kapitals 

3. Identitätslogik und Ideologie: Die
„Kritik der reinen Vernunft (KdrV)“
Die „KdrV“ beginnt also mit dem Werturteil
des Geldsubjekts. Kant setzt dieses Urteil
hierbei in ein Identitätsverhältnis: So wie das
Urteil „x Ware ist y Geld wert“, wird auch das
erkenntnistheoretische Urteil „Anschau-
ungsformen sind formaler Einheit des Ver-
standes identisch“ in ein Identitätsverhält-
nis gesetzt. Die Anschauungsformen
beziehen sich dabei auf die Warenform (eine
Form, die auf „Sinnlichkeit überhaupt“ (Kant)
bezogen ist), die Geldform wiederum auf den
Begriff (formale Einheit, auf die aller Inhalt
bezogen wird). Das hat allerdings Konse-
quenzen, denn Kant wird in seiner „KdrV“
beständig von der Gefahr herumgetrieben,
dass diese Identität nicht hergestellt wird.
Das Identitätsurteil setzt aus sich heraus die
Gefahr des Scheiterns und verarbeitet diese
ideologisch.

So sieht Kant sich die Gefahr ausgesetzt,
dass das Identitätsurteil scheitert und sich
die Anschauungsformen vom Begriff lösen.

nämlich der Wille bloß äußerlich bleibt, ver-
harrt er in der bloßen Form des Rechts,
wodurch ihm erneut jede Sinnlichkeit verlo-
ren geht. Der maximenlose Wille führt zur
antisemitischen Ideologie, da, so Kant, Juden
ihre wahren Motive hinter der Fassade des
formalen Rechts verstecken und deshalb nicht
moralisch handeln würden.

5. Identitätslogik und Ideologie:
„Die Kritik der Urteilskraft“ (KdU)  
Mit der dritten Kritik, der „Kritik der Urteils-
kraft“ (KdU) hält nun eine Kategorie in die
kantische „Transzendentalphilosophie“ Ein-
zug, die auf deren geschlechtsspezifische
Konzeption verweist. Indem Kant vom Urteil
über das „Schöne“ und „Erhabene“ spricht,
re-installiert er zwei Begriffe, die in seiner
frühen Schrift „Beobachtungen über das
Gefühl des Schönen und Erhabenen“ das
Geschlechterverhältnis beschreiben. Dabei
macht Kant unmissverständlich klar, dass
das „Schöne“ ein weibliches, das „Erhabe-
ne“ wiederum ein männliches Attribut sei.

In dieser „vorkritischen“ Schrift über das
Schöne und Erhabene macht er deutlich, dass
Frauen ein „schöner Verstand“ und eine
„schöne Tugend“ zukommen. Diese unter-
scheiden sich nach Kant von dem andro-
zentrischen Subjekt der Transzendentalphi-
losophie dadurch, dass es der „Weiblichkeit“
sowohl am theoretischen Abstraktionsver-
mögen als auch am moralischen Charakter
mangele, was nichts anderes bedeutet, als
eine androzentrische Fassung der „Trans-
zendentalphilosophie“.

Denn obwohl sie sich scheinbar geschlechts-
neutral gibt, wird doch evident, dass das Iden-
titätsurteil der „KdrV“ und die Identitätsform
der Handlung in der „KdrV“ ebenso andro-
zentrisch verfasst ist, wie das Urteil über das
Schöne und Erhabene in der „KdU“. Damit
wird aber unzweideutig klargestellt, dass die
„Transzendentalphilosophie“ eine andro-
zentrische ist und damit auf der sexistischen
Abwertung von „Weiblichkeit“ basiert und
das Identitätsurteil der „Transzendentalphi-
losophie“ mit der Abspaltung und Diskredi-
tierung untrennbar verwoben ist.

Immanuel Kant, Gemälde aus dem Dresdner
Kunsthandel, um 1790, aus: Karl Heinz Clasen,
Kant-Bildnisse, Königsberg 1924, mit unterleg-
ter Handschrift Kants aus dem Ms. germ. fol.
1702, „Opus postumum“, Conv. I, S. 19
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In diesem Text soll nur kursorisch auf die an vielen Stellen1 bereits ausführlich
dargelegten voraussichtlichen Probleme von TTIP (Transatlantic Trade and Invest-
ment Partnership), CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement) und
TiSA (Trade in Services Agreement) eingegangen werden. Dabei wird sich in
erster Linie auf TTIP konzentriert, wobei die Inhalte von CETA und TiSA dabei
immer mitklingen. Fokus des Textes ist die global-gesamtgesellschaftliche, kapi-
talismuskritische Einordnung der Investitions- und Freihandelsabkommen, die
auf der bilateralen Ebene mit etlichen anderen Ländern bereits längst Alltag sind
(z.B. die Wirtschafsvereinbarungen mit den ehem. europäischen Kolonialstaa-
ten mit dem Namen EPA – Economic Partnership Agreements). Die Dimensi-
on von TTIP & Co. ist allerdings noch einmal eine sehr viel größere und zudem
haben nun auch vermehrt die Menschen in den bisher von der Krise des Kapi-
talismus noch nicht ganz so stark betroffenen Gebieten berechtigterweise Angst,
dass die Walze der Verwertungsmaschinerie auch sie komplett niedermacht.

TTIP & Co oder: Ein letztes Pfeifen aus dem 
krisenhaften Verwertungswalde 

Eine kapitalismuskritische Einordnung aktueller Investitions- und Freihandelsabkommen 

Dominic Kloos

1. Inhalte und voraussichtliche
Auswirkungen: Was hat es mit den
aktuellen Investitions- und
Freihandelsabkommen auf sich? 

1.1 Handelshemmnisse und
Investitionsschutz

Die Freihandelsideologie ist wahrlich nichts
Neues. Bereits im 19. Jahrhundert war sie
weit verbreitet. Auch seit Ende der 1970er
Jahre war die Ideologie wieder en vogue, ganz
besonders nach dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes in den 1990ern, als  das Multi-
laterale Abkommen über Investitionen (MAI)
ein Versuch war, TTIP-ähnliche Liberalisie-
rungs-, Deregulierungs- und Privatisie-
rungsanliegen durchzusetzen. Letztlich schei-
terte das Abkommen am Widerstand
Frankreichs. Nun wird ein neuer Versuch
gemacht, alte Ziele durchzusetzen.

TTIP befindet sich formal in der Verhand-
lungsphase. Ziel ist der Abschluss eines völ-
kerrechtlichen Vertrages zwischen den USA
und der EU. Der Vertragstext des völker-
rechtlichen Abkommens zwischen Kanada
und der EU (CETA) liegt seit Sommer 2014
vor, ist aber noch nicht verabschiedet.2 Juri-
stisch geht man aktuell davon aus, dass es
sich um ein sog. gemischtes Abkommen han-
delt, das sowohl vom EU-Parlament als auch

von den gesetzgebenden Institutionen der
Einzelstaaten verabschiedet werden muss.3

Das Gebiet, für das die Verträge Gültigkeit
hätten, wäre riesig: Es wäre eine Zone mit
weit über 800 Mio. Menschen, die fast die
Hälfte der weltweit erzeugten Güter und
Dienstleistungen sowie gut ein Drittel der
weltweiten Handelsströme umfasst. 

Ziele der Abkommen sind Zollsenkungen für
Waren, Liberalisierung von Dienstleistungen
und öffentlicher Beschaffung (Inländerprin-

zip), Investitionsschutz und Harmonisie-
rungen von Standards (Gesundheit, Qualifi-
kationen, Industrie, Lebensmittel, Finanz-
märkte, ArbeitnehmerInnenrechte etc.).

Die Zollsenkungen sind dabei kaum von
Bedeutung, da sie zwischen den beiden nor-
damerikanischen Staaten und den EU-Staa-
ten bereits sehr niedrig sind. Nur in wenigen
Branchen sind noch höhere Zölle zu finden
(Landwirtschaft in der EU und wenige Indu-
striegüter in den USA). Der Schwerpunkt der
Verhandlungen liegt eindeutig auf den sog.
nicht-tarifären Handelshemmnissen.

Dabei sollen Harmonisierungen von techni-
schen, sozialen und ökologischen Standards
sowie die Abschaffung von Hemmnissen
erreicht werden. Dies soll in Bereichen wie
Qualifikationen, Aufenthaltsbestimmungen,
Automobilindustrie, Rohstoffen und Ener-
gie, Kommunikationstechnologien, Finanz-
dienstleistungen, Gesundheitsbereich u.v.m.
durchgesetzt werden.

Beispiele, was dies neben vereinzelten Eins-
parungen bei der Vereinheitlichung techni-
scher Standards (so soll die Automobilin-
dustrie bis zu 11,6 Mrd. EUR einsparen
können) an mehrheitlich negativen Folgen
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z.B. für ArbeitnehmerInnenrechte, Umwelt,
Gesundheitsvorsorge, Datenschutz, Ver-
braucherInnenrechte u.v.m. hätte, zeigt die
auf Seite 1 aufgelistete Literatur.

Ein Beispiel sei hier erwähnt: Im Bereich
öffentlicher Aufträge sollen ausländische und
lokale Anbieter gleichgestellt werden (Inlän-
derprinzip) und entsprechende Barrieren
reduziert werden. Das hieße, dass die Kon-
kurrenz noch mehr zunähme und größere
Player sich immer mehr bei der Auftrags-
vergabe in vielen Bereichen (Baugewerbe,
öffentliche Beschaffung, Dienstleistungen
etc.) durchsetzen würden. Lediglich die
Schwellenwerte für die Auftragsvergabe sind
noch festzusetzen. Problematisch ist hierbei
zudem die unterschiedliche Arbeitsrechts-
grundlage, z.B. die gesetzlich verankerte
Gewerkschaftsunterdrückung in den USA
oder dass die Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) nicht
von den USA ratifiziert wurden.

In vielen Bereichen sind zusammenfassend
drei Prinzipien besonders wichtig und kri-
tisch, die bei TTIP und CETA integriert wer-
den sollen:

- Negativlisten: Alle Bereiche sollen aufgeli-
stet werden, die nicht unter das Abkommen
fallen. Bisher gab es ausschließlich Positi-
vlisten, die festlegten, was genau zu inte-
grieren sei. Das heißt, dass zunächst ein-
mal alles liberalisiert und dereguliert wird
und nur in wenigen Fällen Ausnahmen
gemacht werden, die ggf. nur temporäre
Gültigkeit haben.

- Stillstandsregelungen: Ein einmal erreich-
ter Grad an Deregulierung/Liberalisierung
darf nicht mehr rückgängig gemacht wer-
den, sprich (soziale oder ökologische) Re-
Regulierungen sollen auch rechtlich unmög-
lich gemacht, also ein Status Quo quasi
verewigt werden.

- Abkehr vom Vorsorgeprinzip: In der EU soll
wie in den USA zunächst alles zugelassen
werden, was nicht unmittelbar als schädi-
gend eingestuft wird, egal ob es dazu aus-
reichend Überprüfungen gibt oder nicht. In
den Bereichen Genfood und Chemikalien
ist diese Absicht, vom Vorsorgeprinzip
Abstand zu nehmen, eindeutig erkennbar,
was eine Art Umverteilung der Beweislast
darstellt.

Neben der regulatorischen Zusammenarbeit,
die eine Art Frühwarnsystem für etwaig
unliebsame Gesetze darstellt, sind vor allem

die möglichen Schiedsgerichtsverfahren
(ISDS = Investor-state dispute settlement)
höchst umstritten. Dies sind Klagemöglich-
keiten von Unternehmen gegenüber Staaten.
Private Schiedsgerichte würden über natio-
nalstaatliche Gerichtsbarkeit hinweggehen.
Sie würden angerufen werden, wenn zwei
Vertragspartner in einen Konflikt geraten.
Diese Gerichte sind vor allem mit Anwälten
von global agierenden Wirtschaftskanzleien
besetzt, die sowohl Anwalt eines Unterneh-
mens als auch Richter sein können. Die Ver-
handlungen finden zudem nicht öffentlich
statt und es gäbe kein Revisionsrecht. Sol-
che Klagemöglichkeiten gibt es bereits, die
meisten werden bisher über das ICSID (Inter-
national Centre for Settlement and Invest-
ment Disputes), das bei der Weltbank ange-
siedelt ist, ausgetragen. Aktuelle Fälle gibt es
hundertfach, wobei die Klagen in den letzten
Jahren deutlich zugenommen haben: Ob Vat-
tenfall gegen Deutschland wegen der
Schließung von Kraftwerken oder Philipp
Morris gegen Uruguay wegen zu starkem
NichtraucherInnenschutz; weltweit gibt es
weit über 500 solcher Straffälle. Ob die
Schiedsgerichtsverfahren nun tatsächlich in
den TTIP-Vertrag Eingang finden, steht zur-
zeit noch in den Sternen, bei CETA sind sie
allerdings integriert, was US-Unternehmen
die Möglichkeit gäbe, über ihre kanadischen
Tochterunternehmen Klagen einzureichen.
Dies spricht eher dafür, dass europäische
Unternehmen darauf drängen, dass ihnen
die gleichen Möglichkeiten zur Verfügung
stehen und ISDS auch bei TTIP Einzug hält.

1.2 Prognostische Zahlenspiele

Die Prognosen, die angeblich Wachstum4

bringen sollen und von einigen Akteuren
mantraartig und ideologisch völlig verblen-
det wiederholt werden, sind ein einziges Will-
kürprodukt, unrealistisch und irreführend,
wie inzwischen von mehreren Seiten  ein-
deutig nachgewiesen wurde.5

Hinzu kommt, dass selbst den ‚optimisti-
schen’ ForscherInnen der Bertelsmann-Stif-

tung, des ifo-Instituts und Centre for Eco-
nomic Policy Research, die für die USA und
EU nur Wachstum (wenn auch geringen)
sehen, klar ist, dass die sog. Schwellen- und
vor allem Entwicklungsländer negativ betrof-
fen wären. Ein auch nur leichtes Absinken
des Pro-Kopf-Einkommens hätte aber bei
einem Verdienst von 1-2 US-Dollar am Tag
katastrophale Auswirkungen.

Die Erfahrungen mit anderen Freihandels-
abkommen wie der nordamerikanischen
NAFTA deuten auch eher darauf hin, dass
zwar der Handel zunehmen kann und volks-
wirtschaftlich minimale Erfolge möglich
wären, dies aber eben gerade keine neuen
Jobs bringt (was auch nicht per se, sondern
nur systemimmanent von Bedeutung wäre)
und Ausbeutungsverhältnisse durch wach-
senden Konkurrenzdruck eher weiter ver-
schärft.

1.3 Geopolitik

TTIP ist der Versuch des westlichen Macht-
blocks sich neu zu formieren und sich gegen
die Rivalen der aufstrebenden Schwellen-
länder (bes. Russland und China) als ‚Han-
dels-NATO’ zu positionieren. 

Dabei sollen die TTIP-Normen auch bei Han-
delsverträgen mit Nicht-TTIP-Staaten gelten.
Laut EU-Handelskommissar De Gucht sei
das Ziel der EU „die Sicherung der gemein-
samen transatlantischen Führungsposition
bei der Entwicklung globaler Normen und
Standards“6. Das heißt, dass die festgesetz-
ten Normen ein politisches Druckmittel
wären und als Grundlage für weitere Verträ-
ge eine Art ‚Wirtschaftsverfassung des glo-
balen Nordens’ darstellen würden. Eine
Anpassung an diese Normen würde zu noch
stärkerem Druck auf Sozial- und Umwelt-
standards führen. 

Zudem soll die transatlantische Energieko-
operation (Erdgas) zur Reduzierung der
Abhängigkeit der EU von Russland als Teil
der geopolitischen Strategie hinter TTIP vor-
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angetrieben werden, was allerdings auf töner-
nen Füßen steht, da die kostenaufwändige
Förderung unkonventioneller fossiler Ener-
gieträger (z.B. Fracking) immer unrentabler
wird.7

Schließlich soll auch die Rüstungskoopera-
tion zu einer noch stärkeren militärischen
Kooperation über den Atlantik hinweg ver-
tieft werden und einen europäischen
Rüstungsschub bewirken. „Die europäischen
Rüstungskonzerne würden durch die US-Kon-
kurrenz gezwungen Überkapazitäten abzu-
bauen, sich zusammenzuschließen und so
im Ergebnis effizienter zu werden. Dies wie-
derum würde den Weg für eine engere Ver-
flechtung der Rüstungsindustrien der EU und
der USA ebnen und so die Erarbeitung
gemeinsamer Strategien erleichtern. (…) (I)m
TTIP sei zwar der Rüstungssektor explizit
ausgeklammert. Die Grenzen zwischen
militärischen und zivilen Gütern seien aber
fließend, denn auch für den Bereich der
Rüstung sei die zivile Zuarbeit unverzicht-
bar. Außerdem erlaube der Begriff ‚dual-use’,
dass Rüstungsgüter relativ leicht als zivile
Güter deklariert werden und somit unter das
TTIP fallen könnten. So könnte TTIP trotz
des Ausschlusses des Rüstungssektors den-
noch militärstrategisch genutzt werden.“8

2. Warum all der Terz? 

2.1 Die vermeintliche Plausibilität der
falschen Unmittelbarkeit 

Warum geschieht nun dies alles,
warum sind gerade jetzt diese Abkom-
men geplant? In etlichen Stellungnah-
men wird kritisiert, dass die Konzerne
ungehemmt ihre Profitinter-
essen durchsetzen und die
Politik ihnen ergeben folgt. Eine logi-
sche Konsequenz daraus
scheint zu sein, der Lobbym-
acht der Konzerne eine kritische Öffentlich-
keit entgegenzusetzen und so Gegenmacht
zu bilden. 

Eine solche Sichtweise greift aber zu kurz.
Konzerne  agieren so, weil sie ihre Profitin-
teressen in der Konkurrenz gegeneinander
durchsetzen müssen. Wenn sie dem kapita-
listisch-inhärenten Konkurrenz- und Wachs-
tumstrieb nicht folgen, werden sie mit dem
Untergang in der Konkurrenz bestraft. Die
Logik aus Geld mehr Geld bzw. aus Wert
Mehr-Wert zu machen ist die dem Kapitalis-
mus innewohnende ebenso abstrakte wie
irrationale, weil zerstörerische Logik, die ein-
hergeht mit der Abspaltung eines weiblich
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konnotierten reproduktiven Bereichs. Kon-
zerne, die nicht dieser Logik folgen, hatten
ihren Sinn bzw. ihr Unternehmensziel im
Rahmen kapitalistischer Vergesellschaftung
verfehlt. Zu kritisieren sind nicht die Profi-
torientierung der Einzelkonzerne und ihre
Versuche, ihre Interessen durchzusetzen,
sondern die Logik und Funktionsweise eines
irrationalen Systems, das immer offensicht-
licher an seine Grenzen stößt.  

Aktuell befindet sich der kapitalistische Pro-
zess in einer nicht mehr aufzulösenden Kri-
se, die Karl Marx schon 1858 in den ‚Grun-
drissen’ als ‚prozessierenden Widerspruch
des Kapitals’ erkannte. Alle Krisenphä-
nomene, die in den letzten vier Jahrzehnten
registriert werden konnten – von Finanz- und
Schuldenkrisen bis hin zu Kriegen, zerfal-
lenden Staaten, Umweltkrisen und Flücht-
lingsdramen sowie der Verarbeitung all die-
ser Phänomene durch ganz unterschiedliche,
oft menschenverachtende Ideologien – zei-
gen in zunehmenden Maße, dass der Pro-
zess der Verwertung des Kapitals an seine
innere logische und seine äußere ökologi-
sche Grenze stößt. Im Rahmen der Konkur-
renz sind die Einzelunternehmen gezwun-
gen menschliche Arbeit als Quelle des Werts
zu entsorgen. Damit entziehen sie aber der
gesam-

ten

kapitalisti-
schen Veran-

staltung die Sub-
stanz der Wertschöpfung. Seit der
mikroelektronischen Revolution, die in den
1970er Jahren eingesetzt hat, kann der Ver-
lust an Arbeitssubstanz nicht mehr durch
neue Produkte und die Eroberung neuer
Märkte kompensiert werden. Da aber die
Erkenntnis der inneren logischen Schranke,
die nun auch historisch auf ihre Grenzen
stößt, verweigert wird, ‚muss’ – gleichsam
der inneren Zwangslogik folgend – der Ver-
wertungsprozess durch immer neue und
absurdere Liberalisierungen und Deregulie-
rungen befeuert werden – bis hin zur
Selbstabschaffung der politischen Demo-

kratie und immer stärker um sich greifenden
mafiös-korrupten Strukturen. 

2.2 Die Verwertung muss fortschreiten –
Das ‚automatische Subjekt’ bahnt sich
seinen Weg

Durch gesättigte Märkte, Regulierungen
(technischer, sozialer und ökologischer Art)
und die Abnahme von Arbeit in vielen Pro-
duktionsbereichen wegen technologischen
Fortschritts, ‚müssen’ also  ‚Orte’ gesucht
werden, wo noch Verwertung möglich ist.
Neben den Finanzmärkten, deren Blasen
immer größer werden und mit fürchterlichen
Folgen immer häufiger platzen, sollen immer
mehr Bereiche (auch Bildung, Gesundheit,
Energieversorgung, Lebensmittelprodukti-
on, etc.) immer tiefgreifender verwertet wer-
den. Wenn in einer Region die Verwertung
an Grenzen stößt und in Einzelstaaten oder
transnationalen Verbünden wie der EU Dere-
gulierungen nicht durchsetzbar oder nicht
gewinnbringend genug sind, muss eine geo-
grafische Erweiterung geschehen. So gibt es
in Bezug auf CETA und TTIP verschiedene
Branchen, die entweder den Unternehmen
in der EU und den USA/Kanada oder eben
nur den Unternehmen in einer der Regionen
zusätzliche Verwertungspotentiale bringen

könnten. Unternehmen beiderseits des
Atlantiks aus dem Agrobusiness und der

Chemieindustrie, dem Finanzsektor
und der Automobilbranche würden

wohl von Liberalisierungen, Deregu-
lierungen und der Gleichsetzung ver-

schiedenster Standards profitieren. „Die
Systemkrise des Kapitalismus

auf beiden Seiten des
Atlantiks (soll) durch einen

weiteren Liberalisierungs-
schub zumindest (…) (ver-

zögert werden). Es handelt sich um eine Art
‚Flucht nach Vorn’ vor den zunehmenden
Verwerfungen und Widersprüchen der kapi-
talistischen Systemkrise. Auf größerer, trans-
atlantischer Ebene soll ein ähnlicher Prozess
angestoßen werden, wie er im Rahmen der
Gründung und Expansion der Europäischen
Union ablief – und Europa bis zum (immer
noch andauernden) Krisenausbruch ein knap-
pes Jahrzehnt kreditfinanzierten Wachstums
bescherte.“9

Wie aber können die Staaten diese Abkom-
men wollen, wenn doch vorhersehbar ist,
dass sie für die meisten Menschen – welt-
weit – Verschlechterungen bringen? Warum
folgen Staaten gleichsam willenlos den Impe-
rativen der optimalen Verwertung von Kapi-
tal?
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Zu verabschieden wäre die Illusion, Staat
und Politik seien eine Art Gegeninstanz zum
kapitalistischen Verwertungsprozess. Kapi-
talismus ist nicht auf die Wirtschaft
beschränkt und wird nicht ausschließlich von
den Unternehmen vorangetrieben. Die kapi-
talistische Form prägt die ganze Gesellschaft
einschließlich der Politik. Der moderne Staat
und mit ihm die Sphäre der Politik ist erst
mit der Entwicklung des Kapitalismus ent-
standen bzw. stand sogar am Anfang der
kapitalistischen Entwicklung (vgl. Netztele-
gramm März 2014). Der Staat ist abhängig
vom Verwertungsprozess und seinem Abfall-
produkt, den Steuern. Dieser Abhängigkeit
ist geschuldet, dass auch der Staat ‚alles’ für
das Gelingen der Kapitalverwertung tun
muss. Er agiert als ‚ideeller Gesamtkapita-
list’ (Friedrich Engels), der für das kapitali-
stische Allgemeinwohl zuständig ist. Und
wenn dazu Abkommen wie TTIP, CETA und
TiSA und damit einhergehend rechtliche
Garantien, die vor allem den Unternehmen
und damit der Verwertung zugute kommen,
notwendig erscheinen, dann wird dies auch
umgesetzt – was auch immer dies für die
Menschen und ihre Bedürfnisse bedeutet.

In diesem Rahmen ist es geradezu die Auf-
gabe der  Staaten den Akkumulationspro-
zess von Kapital abzusichern, so lange es
eben geht. In der Krise des Kapitalismus heißt
dies vor allem (Verwertungs-)Standorte und
Verwertungsräume zu stärken – ggf. auch
im Verbund mit anderen, in diesem Falle mit
den westlichen Verbündeten, um den alt-
eingesessenen Machtblock gegen ‚Empor-
kömmlinge’ zu verteidigen. Dies muss in
einem Konkurrenz- und Ausbeutungssystem
selbstverständlich auch militärisch abgesi-
chert werden – so weit das in den Weltord-
nungskriegen der Zusammenbruchsregio-
nen überhaupt noch geht –, was an den
geopolitischen Interessen im Zusammen-
hang mit TTIP deutlich wird. 

3. Was nun?

Für soziale Bewegungen käme es darauf an,
die sozialen und politischen Auswirkungen
von verschiedenen zerstörerischen Phä-
nomenen wie z.B. TTIP sichtbar zu machen,
ohne in die Falle einer auf Gier, Interesse und
Lobbyismus verkürzten Kritik zu geraten. Sie
müssten sich endlich zu einer Kritik ‚des
Ganzen’ der kapitalistischen Gesellschaft
aufschwingen und deren Katastrophenpo-
tential deutlich machen, das an den System-
grenzen, d.h. in der Krise des Kapitalismus,
‚frei gesetzt’ wird. Auch wenn immer weite-
re Prozesse von Deregulierung und Libera-

beralen Forschungseinrichtungen, Stiftungen, Behör-
den und Unternehmen vorbereitet worden. Alles soll-
te soweit wie möglich hinter verschlossenen Türen
stattfinden. Inzwischen sind einige offizielle Doku-
mente veröffentlicht (vgl. http://ec.europa.eu/deutsch-
land/service/ttip_de.htm), viele Verhandlungsdoku-
mente mussten aber geleakt werden, um sich ein
genaueres Bild von den Inhalten zu verschaffen.

3 Vgl. DNR-Steckbrief TTIP (2014), http://www.eu-
koordination.de/PDF/steckbrief-ttip.pdf.

4 In Deutschland sollen zwischen 25.000 und max.
180.000 neue Jobs entstehen, in den USA ist die aus-
gerechnete Spannbreite noch größer (zwischen
69.000 und 1 Mio.). Die Wirtschaftsleistung soll um
120 Mrd. EUR pro Jahr in Europa steigen. 2027 soll
eine durchschnittliche vierköpfige Familie in der EU
545 EUR jährlich mehr zur Verfügung haben (warum
soll es plötzlich eine faire Verteilung geben, während
es sie sonst nie gibt?). Summa summarum soll es
ein jährliches Wachstum von gerade Mal max. 0,05%
geben.

5 Vgl. Jaworski, J. (2014): TTIP-Wachstumsprogno-
sen: neoliberale Holographie, http://www.heise.de/
tp/artikel/40/40780/1.html; vgl. Rötzer, F. (2014):
Folgen von TTIP für die EU: Mehr Arbeitslosigkeit,
sinkende Einkommen, schrumpfende Exporte (Bezug
auf Studie der Tufts University, http://ase.tufts.edu/
gdae/policy_research/TTIP_simulations.html),
http://www.heise.de/tp/artikel/43/43419/1.html.

6 De Gucht, K. (2013): TTIP: The new EU-US com-
mercial relationship and the future of the EU-Swiss
trade. Rede in Zürch vom 15.11.2013, zitiert nach Fritz,
T. (2014), FN 1, S. 4.

7 Konicz, T. (2015): Mit TTIP zurück in die imperiale
Vergangenheit. Ein Überblick über die geopolitischen
Implikationen des transatlantischen Freihandelsab-
kommens, http://www.heise.de/tp/arti-
kel/43/43707/1.html.

8 Schumacher, T. (2014): Geopolitischer Sprengstoff:
Die militärisch-machtpolitischen Hintergründe des
TTIP, IMI-Studie 05, S. 8, http://www.imi-
online.de/download/2014_05_TS-TTIP-web.pdf.

9 Konicz, T. (2014), FN 7.

lisierung möglich wären, müssten die Nicht-
Konkurrenzfähigen absteigen – und das bei
immer größeren Katastrophen, die Menschen
und Schöpfung zu erleiden hätten. 

Dies schließt nicht aus, sondern ein, mögli-
che Spielräume zu nutzen, die evtl. noch
Schlimmeres verhindern können. Das heißt,
dass auch alle möglichen ‚realpolitischen’
Maßnahmen ergriffen werden sollten, um
wenigstens das voraussichtliche Leid, das
durch TTIP & Co. entstehen würde, zu ver-
hindern oder wenigstens abzumildern (Infor-
mationen dazu sind u.a. bei attac zu finden:
http://www.attac.de/kampagnen/freihan-
delsfalle-ttip/freihandelsfalle-ttip/). Sich dar-
auf aber zu beschränken, käme dem Einver-
ständnis gleich, der Katastrophe ihren Lauf
zu lassen.

Die sog. Realpolitik bleibt illusionär, weil sie
die Probleme, die sie vorgibt lösen zu wol-
len, gar nicht lösen kann. Das macht von Sei-
ten der sozialen Bewegungen die Notwen-
digkeit radikaler Kritik deutlich. Nur in ihrem
Horizont können die Probleme adäquat for-
muliert und erst dann in Richtung einer
Lösung bewegt werden. Im Rahmen der Kri-
senverwaltung kommt es – bei Gefahr des
Zusammenbruchs verbunden mit unermes-
slichem Elend und Barbarei  – nur zu einer
Verlagerung auf eine neue und fragilere Ebe-
ne. Das mag sich Politik, die auf Selbster-
haltung im Rahmen des Systems fixiert ist,
leisten. Soziale Bewegungen können und dür-
fen es sich nicht leisten. Ihre Herausforde-
rung ist radikale Kritik im Interesse des
Lebens und Überlebens von Menschen, die
immer neuen Leiden und frühzeitigem Tod
ausgesetzt werden. Sie muss so tief und weit
reichen, dass auch Subjekte als TrägerInnen
dieser Struktur ebenso wie die Aufklärung
als ideologische Rechtfertigung erfasst wer-
den (vgl. die beiden Texte zur Aufklärungs-
kritik in diesem Netztelegramm).

Anmerkungen

1 Vgl. u.a. Klimenta, H. et al. (2014): Die Freihan-
delsfalle. Transatlantische Industriepolitik ohne Bür-
gerbeteiligung – das TTIP, Hamburg; Fritz, T. (2014):
TTIP, CETA, TiSA. Die Kapitulation vor den Konzer-
nen, Berlin; Hilary, J. (2014): Das Transatlantische
Handels- und Investitionsabkommen, Brüssel,
http://rosalux-europa.info/userfiles/file/TTIP_DE.pdf;
Eberhardt, P. et al. (2014): Verkaufte Demokratie. Wie
die CETA-Regeln zum Schutz von Investoren das All-
gemeinwohl in Kanada und der EU bedrohen, Amster-
dam u.a., http://corporateeurope.org/sites/
default/files/verkaufte-demokratie.pdf.

2 Die Verhandlungen wurden Mitte 2013 aufgenom-
men, sind aber bereits vier Jahre lang von marktli-
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Messias, in der er nicht einfach Mensch, son-
dern der ‚letzte Mensch’ wird. Der Gottes-
name ‚geschieht’ in der Auferweckung des
Messias, der von Rom ‚zum Letzten’ gemacht
wurde. Sie wird zur Bestätigung Jesu und
zugleich zum Gericht über Rom (vgl. Joh
12,13). In der Auferweckung des Gekreuzig-
ten erweist sich Israels Gott als der Gott, der
die Schreie aus Unrecht und Gewalt, aus Leid
und Tod hört und sich an dem Gekreuzigten
als Befreier erweist. Was er an diesem einen
hat ‚geschehen’ lassen, wird zur Bestätigung
des Versprechens, das er mit seinem Namen
Israel gegeben hat, und zur Bekräftigung der
Hoffnung, dass an allen und für alle ‚gesche-
hen’ werde, was Gott in seinem Messias
bereits hat ‚geschehen’ lassen. Das ‚für alle’
ist verwurzelt in den ‚Letzten’, in den Armen,
den Opfern von Unrecht und Gewalt, von
Leid und Tod. Ihnen gilt die Befreiung zuerst
und darin allen.

Vom Zentrum der messianischen Botschaft
in Kreuz und Auferstehung her gedacht wird
deutlich: „Der ganze Weg unserer Erlösung
ist von den Armen geprägt.“3 Gerade des-
halb gibt es „ein Zeichen“, das bei der Ver-
kündigung des Evangeliums „niemals feh-
len darf: die Option für die Letzten, für die
welche die Gesellschaft aussondert und weg-
wirft“4. Die ‚Option für die Armen’ lässt sich
daher nicht in einen pastoralen Sonderbe-
reich, der dann unter den Stichworten Sozi-
alpastoral oder Diakonie firmiert, abdrängen.
Es kann keine theologische und pastorale
Arbeitsteilung geben zwischen dem Glauben
selbst (dem vermeintlich ‚Eigentlichen’) und

seiner praktischen
(sozialen und poli-
tischen) ‚Umset-
zung’, in der dann
die ‚Option für die
Armen’ einen
praktischen und
begrenzten Ort
hätte.

Weil aber die
‚Option für die
Armen’ vor allem
eine theologische
Kategorie ist, kann
es keine „Evange-
lisierung“, keine
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‚Option für die Armen’
Ein notwendiger Perspektivenwechsel für die Trierer

Bistumssynode
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„Begegnung mit der froh-machenden Bot-
schaft und mit Jesus Christus“5 ohne die
‚Option für die Armen’ geben. Es kann auch
keine Liturgie, vor allem kann es keine Eucha-
ristie ohne die ‚Option für die Armen’ geben,
vergegenwärtigt doch gerade sie das Leben
Jesu bis in seinen erniedrigenden und gewalt-
samen Tod und verkündet die Auferstehung
dieses Erniedrigten als Hoffnung für „die
Letzten, für die, welche die Gesellschaft aus-
sondert und wegwirft“6 – wie sie den gekreu-
zigten Messias ausgesondert und wegge-
worfen hatte. Genau in der Hoffnung für die
‚Letzten’, die sich an der Auferweckung des
gekreuzigten Messias entzündet, gründet die
Hoffnung für alle, die Hoffnung auf die Über-
windung von Unrecht und Gewalt, von Leid
und Tod.

Zu recht betont Bischof Ackermann im
Zusammenhang seiner Überlegungen zum
‚Perspektivenwechsel’ den „’Primat’ der Evan-
gelisierung“. Warum aber ist ihm die „Opti-
on für die Letzten“, die nach Papst Franzis-
kus „niemals fehlen darf“7, nicht einmal einer
ausdrücklichen Erwähnung wert? Ohne
Umkehr zu den Armen kann es keinen ‚Per-
spektivenwechsel’ geben. Ohne sie sind wir
„in der Situation des reichen Mannes, der
traurig weggeht, als Jesus ihn ruft, sein Jün-
ger zu werden“8. Zu fragen wäre lediglich,
ob wir noch die Trauer des ‚reichen Mannes’
spüren oder ob es ein Weggehen in Gleich-
gültigkeit oder gar in der überheblichen
Gewissheit ist, dass ‚wir’ keine ‚Option für
die Armen’ brauchen, sie gar ‚einseitig’ und
gefährlich ist.

2. Wer sind denn ‚die Armen’ bei
uns?
Eine derartige Frage taucht schnell auf, wenn
es um die ‚Option für die Armen’ geht. Hin-
ter ihr kann sich Abwehr oder auch Unsi-
cherheit verbergen. Die Frage erinnert an den
Schriftgelehrten im Gleichnis vom sog. barm-
herzigen Samariter (Lk 10,25-37). Nachdem
die Einheit von Gottes- und Nächstenliebe
als gemeinsame Überzeugung Jesu und des
Schriftgelehrten festgestellt ist, fragt letzte-
rer: „Wer ist mein Nächster?“ (V. 29) Das
Gleichnis endet mit einer Korrektur der ‚Per-
spektive’, wenn Jesus fragt, wer sich als der
Nächste dessen erwiesen hat, „der von den
Räubern überfallen wurde“ (V. 36). Damit
wird der Blick auf  das Opfer gelenkt. Wer
unter die Räuber fällt, ist offensichtlich nicht
zu übersehen. Die Frage ist, wie wir uns ihnen
gegenüber verhalten, wie wir ihnen zum
‚Nächsten’ werden können.

Die Fachkonferenz Sozialpastoral im Deka-
nat Koblenz und das Ökumenische Netz
Rhein-Mosel-Saar erwarten von der Synode
einen „Perspektivenwechsel“1. Wenn es dabei
nicht nur um als „Perspektivenwechsel“ über-
höhte kosmetische Korrekturen oder wieder
einmal in erster Linie um die Anpassung der
Strukturen an die schwindende Anzahl der
Priester gehen soll, muss im Zentrum des
„Perspektivenwechsels“ die ‚Option für die
Armen’ stehen. Für diesen Perspektiven-
wechsel steht nicht zuletzt Papst Franziskus.

1. „Für die Kirche ist die Option für
die Armen in erster Linie eine
theologische Kategorie“2

Sie ist es deshalb, weil es in ihr um Gott geht,
d.h. Gott kann nicht anders gedacht und ver-
ehrt werden denn als Gott, der die Schreie
der in Ägypten Versklavten hört, ihr Leid kennt
und Mose sendet, die Versklavten zu befrei-
en (Ex 2,23ff ). In diesem Zusammenhang
offenbart sich sein Name. Er lässt sich
umschreiben mit: Ich will für die Versklavten
als Retter und Befreier ‚geschehen’. Dieses
‚Geschehen’ ist vom ‚Wesen’ und vom ‚Sein’
Gottes nicht zu trennen. Es gibt ihm seine
inhaltliche (theologische) Bestimmung.

Im Messias Jesus ‚geschieht’, was Israels
Gottesname beinhaltet. Es ‚geschieht’ in sei-
nem Leben an der Seite der Armen und Aus-
gegrenzten, in seiner Verkündigung des Rei-
ches Gottes und seiner Gerechtigkeit. In
seinem Tod am Kreuz ‚geschieht’ die ‚Selbst-
mitteilung Gottes’ in der Erniedrigung des
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Nicht zu übersehen sind in unserer Gesell-
schaft die Flüchtlinge, die in unser Land kom-
men, weil sie unter die „Strukturen der Räu-
berei“ (Bischof Kamphaus) gefallen sind,
also Opfer von Strukturen geworden sind,
die Lebensgrundlagen zerstören, soziale
Disparitäten und mit ihnen Gewalt und Krieg
produzieren9. Es ist doch offensichtlich, dass
Menschen weltweit und auch in unserer
Gesellschaft ausgeschlossen und damit zu
„Müll, ‚Abfall’“10 gemacht werden. Dabei geht
es „nicht mehr einfach um das Phänomen
der Ausbeutung und der Unterdrückung, son-
dern um etwas Neues: Mit der Aussch-
ließung ist die Zugehörigkeit zu der Gesell-
schaft, in der man lebt, an ihrer Wurzel
getroffen, denn durch sie befindet man sich
nicht in der Unterschicht, am Rande oder
gehört zu den Machtlosen, sondern man
steht draußen.“11

Damit ist die Frage nach den Strukturen einer
Gesellschaft gestellt, die solche Aus -
schließungen hervorbringt. Papst Franzis-
kus bringt sie mit dem „Gebot ‚du sollst nicht
töten’“ in Verbindung und fordert ein „Nein
zu einer Wirtschaft der Ausschließung und
der Disparität der Einkommen“, denn
„(d)iese Wirtschaft tötet“12. Ein ‚Perspekti-
venwechsel’ ist also auch hinsichtlich der
Wahrnehmung der Wirtschaft und der zu ihr
gehörenden Gesellschaft nötig. Angesichts
der sich verschärfenden Entwicklungen ver-
glühen die Illusionen, die mit ‚Sozialer Markt-
wirtschaft’ verbunden waren und nur weni-
ge Jahre – und das unter Ausblenden der
Ausbeutung der Zweidrittelwelt, der Natur
und von Frauen – die Politik prägen konn-
ten. Eher ist zu konstatieren, dass der Kapi-
talismus an die Grenzen seiner Reprodukti-
onsmöglichkeiten stößt und seine
zerstörerische Dynamik gegenüber Mensch
und Natur immer ungebremster ausagiert.
Von diesen Zusammenhängen her lässt sich
auch eine Bemerkung von Papst Franziskus
in seiner Rede beim Treffen der Basisbewe-
gungen im Vatikan verstehen: „Wie viel Leid!
Wie viel Schmerz! Einige sagten bei unse-
rem Ratschlag: ‚Dieses System ist nicht mehr
zu ertragen. Wir müssen es ändern und dann
alternative gesellschaftliche Strukturen errich-
ten.’ Ja, das müssen wir tun…“13

Auch dieser notwendige ‚Perspektivenwech-
sel’ ist in der Synode bisher nicht einmal in
Ansätzen erkennbar. Anders als der Papst
belässt es Bischof Ackermann bei vagen
Andeutungen: Er spricht davon, dass „unse-
re Perspektive … ihren Ausgangspunkt vom
Anderen her nehmen“14 soll. Wer ist aber mit
dem ‚Anderen’ gemeint? In Emmanuel

Levinas’ Rede vom ‚Anderen’ ist der andere
zugleich auch ‚der Arme’. Der Arme wird in
einer Gesellschaft der Ausgrenzung zum
‚Anderen’, zu dem, der nicht dazu gehört.
Bischof Ackermann bringt den ‚Anderen’ in
Zusammenhang mit den Rändern „im sozial -
gesellschaftlichen und im existentiellen Sinn“15.
Papst Franziskus geht noch darüber hinaus.
Er sieht die besondere Dramatik der globalen
Situation darin, dass sich die ‚Ausgeschlos-
senen’ nicht einmal mehr am Rand befinden,
sondern „draußen“ stehen. Sie sind ‚über-
flüssig’ – als ProduzentInnen und Konsu-
mentInnen ‚wertlos’, weil ohne Arbeit und
Geld. Dann müsste sich die Kirche nicht ein-
fach nur vom Rand, sondern von den ‚Aus-
geschlossenen’ her verstehen, von denen, die
noch ‚jenseits’ des Randes ihr Leben fristen
ohne hinreichenden Zugang zu dem, was sie
zum Leben brauchen – oft genug auf der
Flucht, in Lagern, ohne Arbeit und in prekären
Beschäftigungsverhältnissen. Diese Anderen
können mir in der Tat helfen „die Wirklichkeit,
das Evangelium und meinen spezifischen Auf-
trag besser zu erkennen“16.

3. Armut – eine Zuschreibung?

Gegenüber der ‚Option für die Armen’ wird
das Bedenken geltend gemacht, bei der Rede
von den Armen handle es sich um eine
Zuschreibung, die Menschen auf ihre Defi-
zite festlege. In der Rede von den Armen spie-
gelt sich jedoch die Objektivität gesell-
schaftlicher Verhältnisse, die Menschen arm
machen und ihnen die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben verweigern. Dieser
Zustand ist keine Zuschreibung, sondern bit-
tere Realität, die skandalisiert werden muss
und nicht ‚positiv weggedacht’ werden darf.
Von dieser analytischen Ebene ist die Begeg-
nung mit Menschen zu unterscheiden, denen
die Teilhabe verweigert wird. Hier geht es –
im Rahmen der ungeschminkt zu analysie-

renden und zu benennenden objektiven
Ungleichheit – um Begegnungen ‚auf Augen-
höhe’. Ohne Bewusstsein der realen gesell-
schaftlichen Ungleichheiten wird sie zu deren
illusionärer Verklärung.

4. ‚Option mit den Armen’?

Aus der Besorgnis heraus, dass der Begriff
‚Option für die Armen’ ein Verhältnis von
’oben’ und ‚unten’ widerspiegelt und mög-
licherweise verfestigt, wird vorgeschlagen
von ‚Option mit den Armen’ zu sprechen.
Dagegen sprechen mehrere Gesichtspunk-
te:

- Unter theologischem Aspekt geht es um
Gottes ‚Option für die Armen’, d.h. um
Gottes ‚Dasein’ und ‚Geschehen’ für die
Armen. Gott hat sich für die Armen ent-
schieden‚ sie erwählt’ und will mit ihnen
den Weg der Befreiung gehen. Das Mit-
Gehen gründet im ‚pro’ der Gnade, d.h. der
freien Entscheidung Gottes.

- In der gegenwärtigen Situation der Kirche
wäre es eine Selbstüberschätzung, wollte
sie beanspruchen, den Weg ‚mit den Armen’
zu gehen. In weiten Kreisen diskutiert sie
ja noch, wer die ‚Armen’ sind und wo sie
gesellschaftlich aufzufinden sind. Die Rede
von der ‚Option für die Armen’ schließt den
Weg mit den Armen nicht aus, sondern ein,
macht aber deutlich, dass dem Weg mit den
Armen ein ‚Perspektivenwechsel’, eben die
Entscheidung für die Armen vorausgehen
muss. Theologisch gesprochen: Die Kirche
muss umkehren und sich Gottes Ent-
scheidung für die Armen ‚zu eigen’ machen.
Dann kann sie einen Weg an der Seite der
Armen gehen. Grundlage dafür bleibt die
‚Option für die Armen’, die immer wieder
erneuert werden muss.
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IN DER REGION · VERANSTALTUNGEN IN DER REG

28.04., 19.30 Uhr, Sozialforum Koblenz,
Christuskirche/Café Atempause

Wie können Flüchtlinge unterstützt
werden? Initiativen stellen sich vor
ReferentInnen: N.N.

Infos im Netzbüro, s. Impressum S. 9

Juni
30.06., 19.30 Uhr, Sozialforum Koblenz,
Christuskirche/Café Atempause

Einführung in die kritische Psycholo-
gie
Referent: Jörg Kress (AK Kritische Sozialar-
beit, Koblenz)

Infos im Netzbüro, s. Impressum S. 9

Juli
11.07., 10.30-16 Uhr, Netzversammlung,
Polch

Zur Kritik der Politischen Ökologie
im Kapitalismus
Referent: Prof. Dr. Markus Wissen (Hoch-
schule für Wirtschaft und Recht, Berlin)

Infos im Netzbüro, s. Impressum S. 9

Herbst
04.-14.11.

Ökumenischer Pilgerweg für Klima-
gerechtigkeit von Flensburg nach
Paris zum Weltklimagipfel 
In den ersten zwei Novemberwochen führt
der Weg u.a. durch Remagen, Andernach,
Mendig, Münstermaifeld, Cochem, Wittlich
und Trier.

Weitere Infos und Kontakt: Diözesanstelle
Weltkirche, Ludwig Kuhn, weltkirche@bgv-
trier.de, 0651 7105 396 

Viele weitere Termine sind unter TERMINE
auf www.oekumenisches-netz.de zu finden

- ‚Option für die Armen’ schließt eine falsche
Unmittelbarkeit gegenüber den Armen aus.
Sie geht davon aus, dass es unverzichtbar
ist, die Stimme der ‚Betroffenen’ zu hören.
Dennoch haben diese Stimmen nicht schon
‚recht’, weil sie von ‚Betroffenen’ kommen.
‚Arme’ sind auch nicht schon, weil sie arm
sind, bessere Menschen. Die Zerstörungs-
prozesse, denen sie ausgesetzt sind, die
Krisen, die sie zu verarbeiten haben, brin-
gen manche von ihnen auch in die Nähe
rassistischen, sexistischen, antisemitischen
oder antiziganistischen Gedankenguts; zur
Suche nach Sündenböcken für ihre Leiden.
Dies kann aber nicht einfach bestätigt wer-
den, sondern bedarf der Reflexion und der
kritischen Auseinandersetzung. Es darf aber
nie dazu führen, dass die ‚Option für die
Armen’ relativiert oder zurück genommen
wird. Sie gilt ja nicht moralisch besonders
qualifizierten Menschen, sondern all denen,
die der Gewalt der Ausgrenzung und Dis-
kriminierung ausgesetzt sind. 

Angesichts objektiver Not und objektiver
gesellschaftlicher Verhältnisse muss die ‚Opti-
on für die Armen’ zur Geltung gebracht wer-
den und darf nicht – ‚gut gemeint’ – ver-
wässert bzw. verfälscht werden.

Anmerkungen

1 Vgl. Bischof Ackermann (2014), Perspektivwechsel.
Gedanken in der Halbzeit der Synode, http://www.syn-
ode-trier.de/wp-content/uploads/2015/01/Bischof-
Stephan-Perspektivenwechsel.-Gedanken....pdf

2 Papst Franziskus (2013), Evangelii gaudium, s. 198.

3 Ebd., S. 197.

4 Ebd., S. 195.

5 Bischof Ackermann, Perspektiven-Wechsel: Evan-
gelisierung konstituiert Kirche, Silvester-Predigt 2014
im Trierer Dom.

6 Evangelii Gaudium, S. 230.

7 Ebd.

8 Kardinal Martini (2012), Letztes Interview als „spi-
rituelles Testament“.

9 Vgl. Evangelii Gaudium, S. 59f.

10 Ebd., S. 53.

11 Ebd.

12 Ebd.

13 Rede von Papst Franziskus beim Treffen der Basis-
gemeinden im Vatikan (2014), Übersetzung Norbert
Arntz, in: Publik Forum Dossier „Die Kraft der Armen“.

14 Bischof Ackermann, Perspektivenwechsel, S. 3.

15 Ebd.

16 Ebd.

März
01.-29.03.2015, 

Bistümer und Landeskirchen im
Westen und Südwesten
Deutschlands sowie Luxemburg
Autofasten mit Angeboten der Verkehrsver-
bünde. Infos unter www.autofasten.de

April
04.04., Saarbrücken, Ostermarsch 

Die Waffen nieder! Auslandseinsätze
stoppen! Keine Kampfdrohnen! Waf-
fenexporte verbieten! Bundeswehr
raus aus den Schulen! Verhandeln
statt schießen!
11 Uhr: Demo ab Johanneskirche in Saar-
brücken

12 Uhr: Abschlusskundgebung St. Johanner
Markt, Hauptredner: Otmar Steinbicker,
Aachen

15.04., 16-19 Uhr, Andernach (Bischof-Bern-
hard-Stein-Haus, Ludwig-Hillesheim-Str. 3)

Stoppt den Waffenhandel
Was steckt hinter den deutschen Waffenex-
porten?

Fortbildung für (Religions-)LehrerInnen und
Interessierte

Referent: Dominic Kloos (Ökumenisches
Netz Rhein-Mosel-Saar)

Infos: www.dekanat-andernach-bassenheim.de 

16.04., 19-21 Uhr, Saarwellingen, Bilsdor-
ferstraße 28

Kunst trifft Krise 
…sehen und erkennen, was dahinter steckt 

Veranstaltungsreihe und Lesezirkel für Men-
schen, die Lust an Erkenntnis haben.

Titel: Der militaristische Beginn des Kapita-
lismus oder "Der Knall der Moderne. Inno-
vation durch Feuerwaffen, Expansion durch
Krieg: Ein Blick in die Urgeschichte der
abstrakten Arbeit" (Robert Kurz) – Impuls
und Diskussion

Infos im Netzbüro, s. Impressum S. 9

Die Termine der verschiedenen Arbeitskreise, in denen das Netz aktiv ist (AK Theologie und Politik, Exit, Runder Tisch GFS, pax chri-
sti Gruppe Koblenz oder 'Kunst trifft Krise' im Saarland) können jederzeit im Netzbüro angefragt werden, s. Impressum S. 9.


